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Die Einundwerzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (Zollkontingent für 
Rinder zur Vaccineherstellung) wurde mit Schreiben 
des Herrn Präsidenten vom 7. Juli 1966 dem Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit 
Frist zum 26. Oktober 1966 zur Behandlung zuge- 
wiesen. Bei dieser Verordnung handelt es sich um 
eine sogenannte Nachlaufverordnung, die am 5. Juli 
1966 im Bundesgesetzblatt II Seite 130 verkündel 
wurde und am 6. Juli 1966 in Kraft getreten ist. Der 
Bundestag hat gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (BGBl. I Seite 737) das Recht, die 
Aufhebung der Verordnung innerhalb von vier Mo- 
naten nach ihrer Verkündung zu verlangen. 

Zur Bekämpfung der in der Bundesrepublik herr- 
schenden Maul- und Klauenseuche wird der gesamte 
Rinderbestand (rd. 14 Mill. Stück) in bestimmten 
Zeiträumen geimpft. Eine Impfung und Nachimpfung 
war bis zum 31. Juli 1966 erforderlich. Der Bundes- 
republik mangelt es an genügendein Impfstoffvor- 
räten. Die zur Produktion des Impfstoffes notwen- 
digen lebenden, nicht geimpften und seuchenfreien 
Rinder sind z. Z. weder in der Bundesrepublik noch 
in den EWG-Mitgliedstaaten in genügender Anzahl 
vorhanden. Der Bedarf kann nur durch Drittlandein- 
fuhren gedeckt werden. Als Importländer kommen 
hauptsächlich Dänemark und Irland in Betracht, da 
die Maul- und Klauenseuche in diesen Ländern 
schon seit Jahren nicht mehr auf getreten ist. 


Auf Drittlandimporte von Rindern können bei 
Unterschreiten des Orientierungspreises neben dem 
Zoll Abschöpfungen erhoben werden. Beide Be- 
lastungen zusammen würden die Rinder für den 
vorgesehenen Zweck zu stark verteuern. Zur Aus- 
setzung der Abschöpfung ist die Zustimmung des 
Bundesrates erforderlich. Wegen der Eilbedürftig- 
keit hat es die Bundesregierung deshalb vorgezogen, 
ein Zollkontingent zu beantragen. 

Der Ministerrat der EWG hat dem Antrag der 
Bundesregierung entsprochen. Mit Entscheidung 
vom 18. Mai 1966 wurde der Bundesrepublik ein 
Drittlands-Zollkontingent für 25 000 Stück Elaus- 
rinder ausschließlich zur Vaccineherstellung zum 
Zollsatz Null mit Laufzeit bis zum 31. Juli 1966 ge- 
währt. Der Außenzollsatz für die beiden in Betracht 
kommendon Arten von Hausrindern beträgt 13,9 “/o 
bzw. 16 ®/o des Wertes. Solange diese Außenzollsätze 
ausgesetzt werden, sind auch die Binnenzollsätze 
(2,2 ®/o bzw. 4 "/o des Wertes) vollständig auszu- 
setzen. 

Innerhalb der Laufzeit des Zollkontingents be- 
stand in der Zeit vom 6. Juni bis 19. Juni 1966 Ab- 
'Schöpfungsfreiheit. Für diesen Zeitraum war 'die 
Zollaussetzung nicht anzuwenden. 

Da für Massenimpfungen der Preis der Vaccine so 
niedrig wie möglich sein muß, empfiehlt der Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen dem 
Plenum, von seinem Aufhebungsrecht keinen Ge- 
brauch zu machen. 
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